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Die Frage nach der Leistungs- und Zu-
kunftsfähigkeit der Sozialen Marktwirt-
schaft wird im öffentlichen wie im wissen-
schaftlichen Dienst kontrovers einge-
schätzt, vor dem Hintergrund der zuletzt
durch die Covid-19-Pandemie verursach-
ten beziehungsweise stärker ins Bewusst-
sein gerückten gesellschaftlichen, politi-
schen und ökonomischen Turbulenzen in
der globalen Welt und angesichts aktueller
Herausforderungen für die Europäische
Union wie etwa Globalisierung, demogra-
phischer Wandel, Umweltproblematik und
Digitalisierung.

Christliche Prinzipien
liegen zugrunde

Die gesellschaftspolitische Akzeptanz der
Sozialen Marktwirtschaft erfordert einer-
seits eine Rückbesinnung auf ihr ur-
sprüngliches Konzept und auf die ihr zu-
grunde liegenden christlichen Prinzipien;
andererseits sind auch wirtschafts- und
sozialpolitische Reformen und nicht zu-
letzt eine moralische Erneuerung der
Menschen als Wirtschaftssubjekte erfor-
derlich. Die Soziale Marktwirtschaft ver-
steht sich als ein gestaltungsoffenes Kon-
zept oder in den Worten Alfred Müller-
Armacks als „ein der Ausgestaltung har-
render progressiver Stilgedanke“. Sie ist
kein vollständiges, in sich abgeschlossenes,
nur einmal gestaltetes System, sondern ein
dynamisches Konzept, dessen konkrete
Umsetzung und Anwendung als Dauerauf-
gabe zu verstehen ist. Dabei kann die ihr
zugrunde liegende Idee der sozialen Irenik
auch heute noch als Lösungsweg verstan-
den werden, um in einer pluralistischen
Gesellschaft unterschiedliche Positionen
zu versöhnen und die Suche nach sozialen
Gemeinsamkeiten in der Vielfalt der Welt-
anschauungen zu ermöglichen.
Insbesondere die globalen ökologischen
Fragen verlangen hier einen dynamischen
Entwicklungs-, Erneuerungs- und Anpas-
sungsprozess des Ordnungsrahmens. Die
stärkere Berücksichtigung ökologischer
Probleme im nationalen wie internationa-
len Rahmen erscheint dringender denn je.
Dies sollte jedoch nicht als Signal für
einen völligen Umbau der Sozialen Markt-
wirtschaft missverstanden werden. Viel-
mehr gehört die Durchsetzung gesell-
schaftlich erwünschter Zielsetzungen zu
ihren ursprünglichen Anliegen und muss
deshalb auch weiterhin im ihrem Konzept
verankert bleiben und bewahrt werden.
Die Soziale Marktwirtschaft ist auf eine
subsidiäre Struktur von Wirtschaft und
Gesellschaft ausgerichtet. Sie schafft die
Grundlagen eines Gemeinwesens, in dem
die freie Entfaltung der Persönlichkeit,
soziale Gerechtigkeit und Solidarität ge-
währleistet sind und Machtkonzentratio-
nen, Monopolbildungen oder ungerecht-
fertigte Privilegien verhindert werden.
Die gegenwärtige Situation bietet die
Chance, die Vorzüge der Sozialen Markt-
wirtschaft um eine ökologische Kompo-
nente zu ergänzen, damit künftig nachhal-
tiges Wachstum und nachhaltiger Wohl-
stand gewährleistet sind. Die Gestaltung
dieses Prozesses ist nicht zuletzt auch Auf-
gabe der Politik.
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Dieses Denken setzt sich
im Finanzwesen inzwi-
schen in vielen Bereichen
durch.“

Bereichen durch. Wir haben allerdings aus
unserer christlichen Verantwortung heraus
schon vor 20 Jahren damit begonnen.“ Da-
rüber hinaus ist es ihm wichtig, dass Bank
und Kunde nicht als Gegensatz betrachtet
werden, sondern dass ein Zusammenwirken
zwischen beiden im Mittelpunkt steht.

Viele der Kunden sind gleichzeitig Mit-
„Wir können unser Geld
nicht überall anlegen, son-
dern berücksichtigen ethi-
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Christen in der Wirtschaft – Teil 4: Richard Böger, Vorstandsvorsitzender der Bank für Kirche und Caritas.
Er lehnt die „Schwarze Null“ ab und fordert eine Erhöhung der Unternehmenssteuer V O N H E I N R I C H W U L L H O R S T

urch höhere Unternehmens-
steuern und die Einführung
einer Vermögenssteuer können
wir es schaffen, dass die Rei-

hen, die Superreichen und auch die Unter-
ehmer einen höheren Beitrag zur gerech-

eren Verteilung des gesellschaftlichen
ohlstands beitragen.“ Auf den ersten

sei hier sicherlich ein guter erster Schritt.
Böger ist inzwischen seit mehr als 23

Jahren in Leitungsfunktionen bei der BKC
tätig. „In dieser Zeit hat sich im Bankwesen
beinahe alles verändert“, beschreibt er. Das
gilt auf der einen Seite für die Struktur der
Bank, die, als er dort startete, 45 Mitarbei-
ter hatte. Jetzt sind es 140. Das sei ein Beleg

und im Umgang mit den Kunden widerspie-
geln. Ein großes Thema ist dabei die Nach-
haltigkeit. „Wir können unser Geld nicht
überall anlegen, sondern berücksichtigen
ethische Prinzipien. Dieses Denken setzt
sich im Finanzwesen inzwischen in vielen

re oder Kredite zu verkaufen. Diese Heran-
gehensweise habe sich hervorragend be-
währt. „Und am Ende fühlen sich die Kun-
den bei uns gut beraten, weil sie wissen,
dass wir einen hohen Wert darauf legen,
dass sie am Ende wirtschaftlich gut daste-
hen, ohne eigene Verkaufsinteressen in den
Vordergrund zu stellen. Ohne Vertrauen
W

Blick Forderungen, die man von einem
Bankvorstand so nicht erwarten würde.
Doch Richard Böger, der Vorstandsvorsit-
zende der von Paderborn aus bundesweit
agierenden Bank für Kirche und Caritas
(BKC) hat klare Erwartungen an die Poli-
tik. Der 62-Jährige wünscht sich mehr Ge-
rechtigkeit und beklagt eine zunehmende
ungleiche Verteilung von Einkommen und
Vermögen in Deutschland: „Dieser Trend,
dass die großen Vermögen immer weiter
wachsen, ist nach wie vor ungebrochen.
Hier brauchen wir ein Korrektiv.“

Der promovierte Volkswirt versteht nicht,
dass die CDU als christliche Partei die For-
derung nach einer stärkeren Umverteilung
nicht auf ihrer Agenda hat. Den permanen-
ten Ruf nach der „Schwarzen Null“ und de-
ren Festschreibung im Grundgesetz hält
Böger „makroökonomisch für einen großen
Unsinn, der abgeschafft gehört“. Die vielen
Aufgaben, die der Staat zu bewältigen habe,
ließen sich nur durch hohe Neuverschul-
dung für Investitionen in Infrastruktur, Bil-
dung und Forschung lösen.

Die hierfür erforderlichen Ersparnisse lä-
gen aktuell ungenutzt auf den Bankkonten
der Bürger. Der Bankchef hält dabei eine
Neuverschuldung in Höhe von zwei bis drei
Prozent des Sozialprodukts für sinnvoll und
problemlos tragbar.

Auch den Ruf nach einer steuerlichen
Entlastung für Unternehmen kann Böger
nicht nachvollziehen. „Dort, wo die Gewin-
ne höher sind als die Investitionen, ist sogar
noch Spielraum, die Steuerlast zu erhöhen.
Wenn die Unternehmenssteuern wieder auf
50 Prozent angehoben werden, bei gleich-
zeitiger Erhöhung der degressiven Ab-
schreibung, lässt sich das Investitionsklima
verbessern.“ Dazu sei es zunächst erforder-
lich, weltweit die Steuerschlupflöcher zu
stopfen. Der Vorstoß von US-Präsident
Biden zur Erhebung einer Mindeststeuer
für das steile Wachstum, das die Bank in
den letzten Jahrzehnten hingelegt habe.
„Uns ist es gelungen, innerhalb unserer Ni-
sche, der kirchlich-caritativen Einrichtun-
gen, der Bistümer und des gesamten katho-
lischen Sektors bundesweit viele neue Kun-
den zu gewinnen“, freut sich Böger.

Die starke Zunahme der Aufgaben der
Caritas habe dabei eine Rolle gespielt. Zu-
sätzlich wachse das Vermögen der Kirche,
obgleich die Anzahl der Gläubigen abneh-
me. Insoweit befinde man sich weiterhin in
einer guten Marktsituation. „Als ich hierher
kam, waren wir im Wesentlichen eine
Paderborner Bank, die das Erzbistum und
deren Kirchengemeinden betreut hat, heute
sind wir eine überregionale, bundesweit tä-
tige Kirchenbank.“ Zu dieser positiven Ent-
wicklung hat beigetragen, dass die BKC
immer eine Direktbank, ohne eigenes Fi-
lialsystem war. Das führt dazu, dass der Per-
sonalaufwand einer solchen Bank erheblich
geringer ist.

„Dennoch sind unsere Berater natürlich
ständig mit unseren Kunden im Gespräch,
egal, ob sie sie direkt, in München, Stuttgart
oder Freiburg aufsuchen, oder in Pande-
miezeiten eben viele Kontakte über Video-
konferenzen laufen“, ergänzt Böger. Das
kostenintensive Privatkundengeschäft
macht bei der BKC im Vergleich mit ande-
ren Banken nur einen geringen Teil aus. Der
überwiegende Kundenstamm rekrutiert
sich aus Unternehmen und Einrichtungen
aus dem kirchlichen oder caritativen Sektor.
Auch das ist ein Vorteil auf der Kostenseite.

Ein zentraler Grund für den Erfolg ist
nach der Auffassung von Richard Böger der
Umstand, dass Bank und Kunden aus dem
gleichen weltanschaulichen Umfeld kämen
und das zu einer wirklichen Nähe im Um-
gang miteinander führe. Für ihn ist wichtig,
dass sich wesentliche Elemente der Christ-
lichen Soziallehre im Alltag seiner Bank
glieder und damit Eigentümer der Genos-
senschaftsbank, so dass gemeinsame Inte-
ressen bestehen. Böger freut sich, dass das
gemeinsame Denken und Handeln in der
Praxis gut funktioniert. Wichtig sei dabei,
dass seine Mitarbeiter keine Zielvorgaben
dahingehend hätten, bestimmte Wertpapie-
läuft im Bankgeschäft gar nichts.“
Ebenso ist der Umgang mit den Mitarbei-

tern für Böger in einem christlich geprägten
Unternehmen etwas ganz Besonderes. „Wir
sind in einem Umfeld tätig, in dem ein gutes
Verhältnis zwischen Mitarbeitern und
Dienstgebern immer schon prägend war.
Und wir als Bank handeln selbstverständ-
lich auch nach dem Personalitätsprinzip der
Christlichen Soziallehre.“ Das zeige sich in
sicheren Arbeitsplätzen, vernünftigen So-
zialleistungen und einem nicht so hohen
Arbeitsdruck. Wichtig ist für den Bankchef,
dass die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf gerade bei Unternehmen mit einem
christlichen Wertekanon sichergestellt
wird. Ob sich eine solche „heile Welt“ auf
Dauer werde halten lassen, weiß Böger na-
türlich nicht. Das hänge von der Ertragslage
in der Zukunft ab. Ihm sei es wichtig, die
Mitarbeiter respektvoll und nicht von oben
herab zu behandeln, und sie bei Entschei-
dungen mitzunehmen.

Auch in der aktuelle Diskussion um die
Negativzinsen vertritt Böger eine eigenwil-
lige Position: „Es gibt in unserer Verfassung
nun einmal kein Recht auf positive Zinsen.
Und wenn Kapital im Überfluss angeboten
ist, weil in Deutschland zu viel gespart und
zu wenig Kredit aufgenommen wird, dann
ist nun mal der Preis für Kapital gleich Null
oder sogar negativ.“ Die EZB sei nicht die
Treiberin dieser Politik, sondern eher die
Getriebene, die versuchen würde, mit dieser
weltweiten Ersparnisschwemme umzuge-
hen und die Wirtschaft dennoch am Laufen
zu halten. Wenn der Staat spart, die Unter-
nehmen sparen und die privaten Haushalte,
wie dies in Deutschland bis 2019 der Fall
war, sei dies schädlich für die Volkswirt-
schaft. Deutschland habe sich letztlich
durch seinen Exportüberschuss ein wenig
retten können und habe die Arbeitslosigkeit
nach Spanien und Italien exportiert.
Ein anderer
Die Zentrale der Bank für Kirche und Caritas in Paderborn. Foto: BKC


